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Analyse der Sozialverträg­
lichkeit von Energie­
systemen als Instrument 
der wissenschaftlichen 
Politikberatung 
.Seit Ende der 7Qer Jahre gilt: Wer aus einer friedlichen Abendgesellschaft eine Gladia­
torenarena, aus einer harmonischen Ehe einen Wildwest-Showdown, aus Lämmern 
Wölfe und aus Freunden Feinde machen will, der muß nur das Gespräch auf Fragen der 
Energieversorgung bringen. , .. Wer nicht f i.J r eine bestimmte Energieerzeugung ist. ist 
ge gen sie und außerdem ist er, da alle moralischen Menschen (nämlich ich und meine 
Freunde) für diese Energieerzeugungsart sind, dadurch, daß er gegen sie ist, auch ein 
schlechter Mensch: 

Soweit die Charakterisierung des Philoso­
phen W. Zimmerli über das Wirken des 
Zeitgeistes in der heutigen Energiediskus­
sion. Auch ohne eine explizite Erklärung 
des Terminus .Sozialverträglichkeit" dürfte 
offenkundig sein, daß einem Gesprächs­
gegenstand, dessen Erwähnung bereits 
friedliche Abendgesellschaften in Aufruhr 
versetzt, wohl kaum die Eigenschaft 
.sozialverträglich" zugemessen werden 
kann. Themen, wie die Nutzung der Kern­
energie, die rationelle Energieverwen-
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dung oder die Chancen regenerativer 
Energiequellen, bestimmten nicht nur die 
kontroversen Debatten in Fachgremien 
und energiepolitischen Foren, sondern 
sind bereits zu Glaubensbekenntnissen 
im Alltagsleben geworden. Wenn laut In­
fas die Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland die Sicherung der EnergIe­
versorgung als wichtigste Aufgabe staatli­
cher Politik ansieht - noch vor Friedens­
erhaltung und Eindämmung der Arbeits­
losigkeit - • dann läßt sich deutlich die Zen­
tralität dieses Themas aufzeigen. 

Warum ist gerade die Energieversorgung 
so in den Brennpunkt der öffenllichen Mei­
nung und Kritik geraten? 

Ohne Zweifel ist die Protestbewegung ge­
gen den Ausbau der Kernenergie der An­
triebsmotor der SiCh aufheizenden öffentli­
chen Debatte um die Zukunft der Energie­
versorgung geworden. Was aber motiviert 
diesen Protest? Handelt es sich bei dieser 
WiderstandSbewegung um eine normale 
Anpassungsschwiengkeil der Menschen 
an neue Formen des technischen Wan­
dels? Oder berührt der Konflikt um Kern­
energie die grundsätzliche AuseInander­
setzung moderner Gesellschaften um die 
Ziele und Werte zukünftigen gesellschaft­
lichen Handeins? Wird sich der Protest 
ebenso verflüchtigen wie die Opposition 
gegen Blitzableiter, Gaslaternen, Eisen­
bahn oder Dampfkessel? Dies sind Fra· 
gen, d ie über die Perspektiven traditionel­
ler Politikberatung als Instrument einer 
rat ionalen Entscheldungsfindung hinaus­
reichen und sich mit den sozialen Beweg­
gründen und politischen Dimensionen 
des gesellschaftlichen Konfliktes beschäf­
tigen. 

Die Kontroverse um Kern­
energie als gesellschaftl icher 
Konflikt 
Versucht man, die wesentlichen Motive 
und Randbedingungen der heutigen Kon­
troverse um Kernenergie zu analysieren, 
so fallen zwar eine Reihe von Parallelen zu 
früheren InnoIJationsprotesten auf, aller­
dings zeigen sich auch divergente Ent­
wicklungen, die eine Prognose der Kon­
fl iktbewäfligung erschweren. Im folgen­
den sollen einige Besonderheiten der heu­
tigen Kontroversen um Kernenergie auf­
gezeigt werden : 
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1. Waren in der Vergangenheit Innova­
tionsproteste meist Ausdruck der BesOfg­
nis um die Stabilität der eigenen Position 
(die etwa durch den Zuzug neuer Elite­
gruppen bei großtechnischen Anlagen ge­
fährdet war), oder beruhten sie auf eher 
konservativen, bodenständigen Argu­
menten, so zeigt sich in der Frage der 
Kernenergie eine vollständige Umkehrung 
der sozialen Zusammensetzung von Geg­
nern und Befürwortern. Unter den Pro­
testlern finden sich überwiegend junge 
Menschen oder Personen, die keine sozia­
len Positionen gegen Aufsteiger verteIdi­
gen müssen, sondern die erst am Anfang 
ihrer beruflichen Karriere stehen. Darunter 
fallen auch Angehörige der oberen MitteI­
schicht, die häufig nur indirekt betroffen 
sind und dadurch ein hohes Maß an Ver­
trauensvorschuß genießen, und Personen 
mil höherem Ausbildungsniveau, die in 
Sprache, Argumentationsstil und Auftreten 
den Befürwortern in keiner Weise nach­
stehen. Werden Innovationen von jungen 
aufstrebenden Bevölkerungsgruppen ge­
tragen, so ist es nur eine Frage der Zeit. bis 
sich diese Neuerungen durchsetzen. Geht 
aber umgekehrt der Protest von diesem 
Kreis der Bevölkerung aus, so ist eine Pro­
gnose für die Zukunft schwer zu erstellen. 
Sicher ist nur, daß der Faktor Zeit aUeine­
einmal abgesehen von den üblichen Er­
müdungs- und Abnutzungserscheinun­
gen von Bewegungen - keine Lösung der 
Konflikte bringen kann. 

2. Die Rechtfertigung für die Ablehnung 
kerntechnischer Anlagen erfolgt weniger 
aus einer ökonomischen oder konkret­
technischen Argumentationsebene her­
aus, als vielmehr aus der grundsätzlichen 
Uberlegung. die möglichen gesundheitli­
chen und sozialen Konsequenzen dieser 
Großtechnologie würden die gesellschaft­
lich verfügbare Kapazität an Regelungs-. 
Verarbeitungs- und Kontrollinstanzen 
übersteigen, so daß die Folgen weder 
übersehen, abgeschätzt noch in absehba­
rer Zeit kompensiert werden können. An­
gesichts der notwendigen Absicherung 
kerntechnischer Anlagen gegen Sabota­
ge und Terror, angesichts der Langlebig­
keit radioaktiver Abfallprodukte und ange­
sIchts der tiefgreifenden Katastrophen­
möglichkeit (so gering auch ihre Wahr­
scheinlichkeit sein mag) basiert die Oppo­
sition gegen Kernenergie weniger auf der 
Abwägung von technisch-ökonomischen 
Vor- und Nachteilen als auf der grund­
legenden Problematik der Legitimation 
menschlicher Eingriffe in die Natur, der Ab­
hängigkeit der Versorgung durch elitäre 
Expertenzirkel und der Sorge vor irrever­
siblen Veränderungen, die die Handlungs­
freiheit künftiger Innovationen emengen 
könnten (11. Diese Verlagerung auf die ge­
seIlschaftspolitische Eben~ bedingt ein 
über den punktuellen Widerstand hinaus­
gehendes politisches Engagement und 
begünstigt eine fur soziale Bewegungen 
unerläßllche Verdichtung und Einbettung 
in em ubergeordnetes Argumentationsfeld 
mIt Weltbild und Handlungsmaxime (2]. 
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3. Mit dem Übergang der technisch-öko­
nomischen Diskussion zu einer politisch­
weltanschaulichen Auseinandersetzung 
verselbständigt sich das Thema Kernener­
gie zu einer symbolischen Streitfrage um 
gesellschaftliche Wertorientierungen. Aus 
der Verunsicherung über die tatsächllchen 
Risiken und Gefahren erwächst der Kern­
energie eine Siellvertreterrolie. Eine Ent­
scheidung für oder gegen sie ist gleich­
zeitig eine Entscheidung für oder gegen 
Muster von Werten, ZUkunftsvorstellun­
gen und sozialen Einstellungen. Allerdings 
ist dieser Polarisierung::;prozeß. der plaka­
tiv als Konflikt zwischen materialistischen 
und postmaterialistischen Werten ge­
kennzeichnet wurde, aufgrund unserer 
Untersuchungen weniger stark ausge­
prägt als vielfach vermutet [3]. 

4. Die erste Konsequenz aus dieser Ver­
selbständigung und Verlagerung der Kon­
troverse auf instrumental-unabhängige 
Bereiche zeigt sich in einem Prozeß der 
Verunsicherung und des legitimations­
entzuges im Bereich von Wissenschaft, 
Technik und Planungsbehörden. Die Un­
einigkeit unter den Experten. deren Urteil 
ebenfalls von eigener Weltanschauung 
und eigenem Einstellungssystem beein­
flußt wird. die hilflose Reaktion der Pla­
nungSbehörden und das beharrliche Fest­
halten an technischen Argumenten auf 
Seiten der Kerntechniker hat zu einer .De­
Professionalisierung" der Wissenschaft 
(4], zu einer Vertrauenskrise gegenüber 
wissenschaftlicher Expertise als einer an­
geblich Objektiven Form der Beschaffung 
von Entscheidungsgrundlagen und zu 
einem Mißtrauen gegen die scheinbare 
Zweckrationalität von Planungsbehörden 
und Technikern geführt (vgl. ausführlich 
dazu [5]). 

5. Als zweite Konsequenz und gleichzeitig 
als Ausfluß der Vertrauenskrise von Wis­
senschaft, Technik und Bürokratie ent­
standen der Wunsch und die Forderung 
nach verstärkter Mitbestimmung (Partizi­
pation). Diese Forderung erhielt noch da­
durch Nahrung, daß die etablierten Institu­
tionen der politischen Willensbildung und 
-entscheidung. wie Parteien und Verbän­
de, nur unzureichend und mit erheblicher 
Verspätung die Dringlichkeit des Problems 
erkannten und aufnahmen. Die Lösungs­
kapazität der heutigen gesellschaftlichen 
Institutionen ist ganz auf Streitfragen im 
.Links"-.Rechts·-Kontinuum eingestellt; in 
dem Moment, wo sich eine dritte Front öff­
net und die Polarisierung Quer durch die 
Parteien und Entscheidungsinstanzen 
verläuft. rücken Themen erst ins Bewußt­
sein der Entscheidungsträger, wenn eine 
entschlossene Minderheit der jeweiligen 
Institutionen (etwa Parteien) die Behand­
lung forcieren, oder aber außerparlamen­
tarische Gruppen die Entscheidungsträ­
ger durch Aktionen zwingen, sich mit ihren 
Problemen zu beschäftigen. Die mangeln­
de Absorption des Aufbegehrens gegen 
dIe Kernenergie in politische Puffer, wie In­
teressengruppen. Lobbies oder auch Par-

teien, hai sich einerseits in der Bildung 
neuer partizipativer Formen, wie der Bür­
gerinitiativen, andererseits in einem Legiti­
mationsverlust des politischen Systems 
niedergeschlagen [6. 7]. 

6. In Ablehnung der traditionellen Zielset­
zunq ist aus dem Anti-Kernkraft-Protest. 
aus Uberresten der Studentenrevolte, aus 
der Ökologiebewegung und den alter­
nativen Lebensgruppen ein verändertes 
gesellschaftliches Paradigma hervorge­
gangen, das die Ausbildung eines neuen 
gesellschaftlichen Weltbildes, einer Um­
orientierung des Mensch/Nalur-Verhi:i.lI­
nisses und eines alternativen Lebensstils 
mit veränderter ökonomischer und gesell­
schaftlicher Struktur umfaBt 18, 9, 10]. Aus­
druck des veränderten Paradigmas ist das 
Entstehen neuer politischer Bewegungen, 
wie der .GrÜnen Partei', die offensichtlich 
ein breites Spektrum an unzufriedenen 
und enttäuschten Bürgern anzusprechen 
versteht Die Erfolge der Grünen Parteien 
in den jüngsten Landtagswahlkämpfen 
und bei der Bundestagswahl19831assen 
sich nicht nur aus der Verärgerung über 
die etablierten Parteien erklären. Vielmehr 
spiegelt sich in den Erfolgen Grüner Grup­
pierungen die wahrgenommene Kanali­
sations-Funktion zur Artikulierung des Un­
behagens an der vorherrschenden .links­
rechts· -Orientierung in der Politik wider, 
die von vielen als nicht mehr problem­
adäquat eingestuft wird. Wochenlange 
Debatten, ob die netto-bezogene oder 
brutto-bezogene Rentenanpassung in Zu­
kunft durchgesetzt werden soll, werden 
als Scheingefechte oder bestenfalls Ne­
benkriegsschauplätze begriffen, wenn 
man selber die Umweltkatastrophe oder 
die soziale Apokalypse durch Kernenergie 
und andere großindustrielle Risiken unmit­
telbar vor der Tür stehen sieht. Bislang ver­
mochte die Grüne Bewegung jedoch über 
den grünen Horizont hinaus noch keine 
gesamtgesellschaftliche Programmatik zu 
entwickeln. da die virulenten Unks­
Rechts-Differenzen bei .nicht grünen Fra­
gen' zwischen den Unksökologen. Bun­
ten und Konservativ-Grünen bislang un­
überwindbar erscheinen (vgl. etwa 181. 
5.14 Q. 
Diese Aufzählung der sozialen Wirkungen 
der Kernenergiediskussion mag genügen, 
um die immense Tragweite und die soziale 
Sprengkraft dieses Themas zu veran­
schaulichen. Über die Diskussion um die 
instrumentalen Vor- und Nachteile hinaus 
ist die Kernenergie zu einem Symbol In der 
Auseinandersetzung um Wissenschaft, 
Technik. Mitbestimmung, Wertorientie­
rung und politisch-soziales Weltbild ge­
worden. Und dies alles in einer Zeit, in der 
nach Sättigungserscheinungen Im mate­
riellen Bereich neue politische Orientle­
rungen miteinander wetteifern und dIe 
Konsensfähigkeit über neue Werte und 
Ziele (was heIßt schon Qualitativ besser?) 
schwieriger denn je zu erreichen ist. In 
einer Zeit. in der der Zwiespalt zwischen 
den geweckten Erwartungen bei jungen 
Menschen über Ihre berufliche Zukunft 



und ihre tatsächlichen Chancen so groß 
waren wie sellen zuvor. In einer Zeit. in der 
die herkömmlichen Mechanismen der 
Wirtschaftspoli tik, seien sie neoliberaler, 
monetaristischer oder keynesianischer 
Natur. immer weniger greifen und das Ver­
trauen in die Leistungsfähigkeit des öko­
nomischen Steuerungssystems zurück­
geht 
Unter diesen Rahmenbedingungen ist 
Kernenergie mehr als nur ein Symbol für 
eine Protestbewegung. Kerntechnische 
Anlagen werden als konsequenter Ausfluß 
eines ge!5ell!5chaftlich-wirtschoftlichcn Sy­
stems angesehen. das für die Fehlen!­
wicklungen der jüngsten Zeit verantwort­
lich gemacht wird. Protest gegen Arbeits­
losigkeit. Entfremdung, magere Zukunfts­
aussichten, Umweltverschmutzung, büro­
kratische Fremdbestimmung und vieles 
mehr drückt sich im Widerstand gegen 
Kernenergie aus, nicht weil diese Energie­
form alle diese Probleme verursache (dar­
über streiten sich allenfalls die professio­
nellen Debattierer), sondern weil sie als ein 
zentrales Element einer wirtschaftlichen 
und technischen Denkrichlung angese­
hen wird - einer Denkrichtung, die als 
Garant der bisherigen Entscheidungs-, 
Macht und Zielsetzungsstruktur In unserer 
Gesellschaft gUt. 

Randbedingungen 
und Probleme staatlicher 
Energiepolitik 
Doch nicht nur die Kernenergie ist zum 
Politikum geworden. Nach dem Ölschock 
1973 ist allen Bürgern schmerzhaft bewußt 
geworden, wie sehr ihr Wohlergehen von 
den Rohstofflieferungen anderer Län­
der abhängt. Öl als Waffe der Außenpolitik 
- diese Abhängigkeit zeigte die Erpreß­
barkeit der westlichen Industrieländer auf 
und ließ die bis dahin vorherrschende Zu­
versicht. die Zukunft der IndustriegeseU­
schaft sei durch eine gesetzmäßige Ent­
wicklung zu stetig wachsendem Wohl­
stand und LebensQualität gekennzeich­
net. in Pessimismus und VerunsICherung 
umschlagen. Jedes Jahr zur Weihnachts­
zeit. wenn das Instrtut für DemOSkopie in 
Allensbach seine GruBkarten aussendet. 
in denen die jungste .Umfrage- über die 
wahrgenommenen ZukunftsaussIchten 
der Bundesbürger wiedergegeben wird, 
vergeht einem die Freude auf unbe­
schwerte Festtage angesichts des gras­
sierenden Zukunfts pessimismus. der in­
zwischen den Negativrekord der unmittel­
baren NachkIiegszeit überschritten hat. 
Das Faß des Skeptizismus zum Überlau­
fen brachten jüngst noch die Katastro­
phenmeldungen aus den deutschen und 
ausländischen Waldgebieten, 10 denen 
der .Saure Regen· fur verheerende Scha­
den sorgle. Kein Wunder, daß angesIchts 
der Akzeptanzschwlengkeiten der Kern­
energie, der politischen Abhangigkeiten 
durch Öl und Gas, der Umweltprobleme 
der Kohle sich die Hoffnungen der Bevöl­
kerung auf die regenerativen EnergieQuel-

BI!d 1. Die Kluft zwischen dem Wunsch. welcher Enefglelfager tut das Jahf 2000 die Wichtigste Rolle spielen 
soIlle und der ElWartung, welchef Enefgletrager SIch ubelWlegend dl,llchgeset:\ haben wild. 

ten konzentrieren. die nicht nur als beson­
ders umweltfreundlich und sympathisch 
eingestuft werden, sondern auch als prak­
tisch unbegrenzt und benutzerfreundlich, 
sofern nur die .richtige" Technik entwickelt 
worden sei. 

In diesem Zusammenhang sei kurz auf ein 
Ergebnis unserer Untersuchungen über 
.Wahrnehmung und Akzeptanz techni­
scher Risiken· veM'iesen, in der auf die 
Frage nach der Energiequelle, die sich bis 
zum Jahre 2000 in unserem Lande über­
wiegend durchgesetzt haben werde, ein­
hellig die Antwort "Kernenergie· gegeben 
wurde, während die Solarenergie nach 
Kohle und Energiesparen den letzten Platz 
belegte. Auf die Frage aber welche Art der 
Energieerzeugung man sich für das Jahr 
2000 wünsche, belegt die Solarenergie 
den ersten Platz. die Kernenergie den letz­
ten (13), Bd. 111; siehe Bild 1). Die Kluft 
Mischen Wunsch und wahrgenommener 
Wirklichkeit ist ein wesentliches Kennzei­
chen der heutigen Energiediskussion und 
macht zum Teil die heftigen Proteste vieler 
antinuklearer Aktivisten verständlich. Das 
Gefühl gegen eme Mauer anzurennen und 
an der Entwicklung des Kernkraft-Aus­
baus ohnehin nichts mehr ändern zu kön­
nen, fuhrt zu emem emotionalen Stau, der 
sich in zum Teil violenten AktIOnen oder 
aber im Aussteigen aus dem System ent­
lädt. 

Die Situallon ist mehr als vertrackt. Die her­
kbmmtichen Energieträger, wie Kohle. Öl 
oder Gas, gehen langsam zur Neige, füh­
ren zu poltllschen Abhangigkelten und 
sind zum großen Tell umweltschädigend. 
Der Ausbau der Kernenergie Wird ange­
sichts des Problems der Entsorgung, der 
Angst vor irreverSIblen Eingriffen ,ndle Na­
tur und aus Sorge um die negativen Ent­
wicklungen von GroßteChnik und Zentrah­
slerung zunehmend skeptisch betrachtet. 
Regenerative EnergleQuellen Sind zwar al­
lerorts behebt und gefragt, doch realtstl­
sche Schalzungen Ihres Potentials erge-

ben - zumindest in der Bundesrepublik 
Deutschland - einen eher bescheidenen 
Anteil u~ter den möglichen OptIOnen zu­
kunftiger Bedarfsdeckung. Verbleibt noch 
der neue .deus ex machina- der aktuellen 
Energiediskussion: die rationelle EnergIe­
verwendung oder populärer "Energiespa­
ren" genannt. Wenngleich auch heute 
noch in der Öffentlichkeit sich bei diesem 
Begriff Skepsis breit macht. so weist der 
rationelle Einsatz von Primärenergieträ­
gern einen der wenigen Auswege aus der 
Krise auf, bei denen die realen Möglichkei­
ten und die EM'artungen der Bevölkerung 
noch einigermaßen in Emklang gebracht 
werden kbnnen. 

An dieser Stelle möchte ich nicht auf die 
alle und neue Streitfrage eingehen, wo die 
Grenzen der rationellen EnergIeverwen­
dung liegen. Die Substitution von Primär­
energiestoffen durch Kapital und Know­
how ist ja keineswegs umsonst. wie es der 
Begriff des Energiesparens fälschlicher­
weise nahelegt. sondern erfordert wieder­
um wirtschaftliche und soziale Ressour­
cen, die für andere Produktionen und 
Dienstleistungen nicht mehr zur Verfu­
gung stehen. Hier den richtigen und adä­
Quaten Mittelweg zu finden, wird etne der 
herausragenden Aufgdben zukünftiger 
Energiepohtlk sein. 

Wie kann aber Energiepolitik die Aufgabe 
losen? Wie kann man tJberhaupt heute 
noch Energiepol ilik betreiben? ZWischen 
den Erwartungen der Bevotkerung und 
den Emschätzungen der Experten klaffen 
tiefe Gräben, die jede Form der po1itlschen 
Entscheidung in Akzeptanzschwieflgkel­
ten bringen. Die Experten slOd daruber hin­
aus auch untereinander zerstretten und es 
fehlt eine Instanz, die .wahre" und . fat ­
sche- Aussagen in diesem Bereich zu 
trennen vermag. Die PohtlSlerung der WIS­
senschaft hat die herkommhchen Mecha­
nismen der Wahrheltshndung zum Tell ob­
soleI, zum Tell unanwendbar gemacht. Die 
Politiker selbst Sind In den Strudel des Le-
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gilimationsentzuges geraten und können 
kraft ihres Auftretens nur noch selten eine 
integrative Funktion ausüben. Das Dilem­
ma offizieller Energiepolitik besteht folg­
lich in drei sich gegenseitig verstärkenden 
Entwicklungslinien, die praktisch zu einer 
Paralyse der Politik geführt haben. 

Zum einen macht sich ein generelles Un­
behagen an den heute vorherrschenden 
Formen der Energiegewinnung breit, wo­
bei dieses Unbehagen im Bereich der 
Kernenergie sogar zu offenem Wider­
stand und Protest geführt haI. 

Zum zweiten haben Politiker und Pla­
nungsinstanzen ihren Vorschuß an Ver­
trauen ausgezehrt und können nicht mehr 
mit der selbstverständlichen Akzeptanz 
ihrer Entscheidungen rechnen. 

Zum dritten haben Wissenschaft und 
Technik ihre integrative Kraft, zu einem 
Konsens zwischen unterschiedlichen In­
teressen beizutragen, weitgehend einge­
büßt. Die Vertreter von Wissenschaft und 
Technik werden selbst als interessenge­
bunden angesehen und damit als .Partei" 
wahrgenommen, gleichzeitig hat die Ver­
lagerung wissenschaftlicher Dispute und 
Kontroversen in die Öffentlichkeit eine Ver­
unsicherung über den Wahrheitsgehalt 
und die Aussagekraft wissenschaftficher 
Aussagen hervorgerufen. 

Die Notwendigkeit wissen­
schaftlicher Politikberatung 
Polarisierung der Standpunkte, Verlust an 
Glaubwürdigkeit, Paralyse der Politik und 
Zukunfts angst kontrastieren In auffälliger 
Weise mit der Notwendigkeit energiepoliti­
scher Entscheidungen. All dies wäre ja 
hatb so schlimm, wenn man den freien 
Kräften des Marktes die Entscheidung al­
lem überlassen könnte. Darin einge­
schlossen wäre auch der politische Markt 
der MeinungSbildung. auf dem sich nur 
solche Standpunkte durchsetzen können, 
die allgemein akzeptiert werden. Wenn 
sich aber die Bandbreito allgemeiner Ak­
zeptanz auf die Vertagung von Entschei­
dungen oder auf taktischen Opportunis­
mus beschränkt, dann läuft die Energie­
politik Gefahr, die wesentl iche Aufgabe 
der Politik. Rahmenbedingungen für die Si­
cherung der Energieversorgung zu set­
zen, aus den Augen zu vertieren und not­
wendige Entscheidungen herauszuzö­
gern. Die Ruckgewinnung politischer 
Handlungsfähigkeil - über die in letzter 
Zeit so viel geredet wurde, und die keines­
wegs ein parteispezifisches Problem dar­
stellt - ist im Energiebereich deshalb so 
bedeutsam. weil eine eindimensionale 
Ausrichtung nach dem Wirtschaftlich­
keilspostulat hier zu kurz greift. Auf der 
einen Seite müssen langfristige Ziele. wie 
Versorgungssicherheit und politisch-wirt­
schaftliche Unabhanglgkelt, die nicht oder 
nur In geringem Maße vom Markt erfLiIit 
werden, angestrebt, auf der anderen Seite 
Auswirkungen auf Umwelt, Sozialgefuge 
und Wirtschaftsstruktur berLicksichtigt we-
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ren. Kaum jemand bestreitet heute die 
Notwendigkeit von Entscheidungsstruktu­
ren, die eine Abwägung zwischen mehre­
ren Kriterien erlauben; wie dies jedoch po­
litisch zu bewerkstelligen sel, darüber ge­
hen die Meinungen weit auseinander. 

An dieser Stelle setzt unser Modell der So­
zialverträglichkeitsanalyse als Instrument 
der Politikberatung an. Um dieses Modell 
näher zu erläutern, ist es zunächst uner­
läßlich, einige klärende Worte zur RoUe der 
Politikberatung und zum Gebrauch dieses 
Wortes in unseren Kontext einzuschieben. 
Wissenschaftliche politikberatung ist nicht 
von der Idee beseelt, Wissenschaftler 
wüßten kraft ihres Sachverstandes und 
ihrer intellektuellen Fähigkeiten besser als 
die Politiker, welche Lösungsmöglichkei­
ten für ein Problem sinnvoll seien und wei­
che nicht Ebensowenig steckt die Über­
zeugung dahinter, daß das gemeinsame 
,Brainstorming- von Wissenschaftlern 
und Politikern zu einer "guten" Lösung 
führe. Politikerberatung versucht auf zwei 
Ebenen, den Sachverstand der Wissen­
schaft für die Politik verfügbar zu machen: 

• In der Bereitstellung von Aussagen zu 
Wirkungszusammenhängen, die als 
Grundlage für die Formulierung von 
politischen Ziel-Mittel-Relationen (et­
wa Erreichung der Vollbeschäftigung 
durch Konjunkturprogramme) dienen, 
oder die die Konsequenzen der politi­
schen Entscheidungen aufbereiten (et­
wa unbeabsichtigte Nebenwirkungen, 
Auswirkungen in bezug auf andere 
Ziele). 

• In der Erarbeitung von prozessualen 
Konfliktlösungsmodellen, die bei Diffe­
renzen über künftige Zielsetzungen 
und Mittelauswahl eine akzeptable 
Konsens-Findungs-Strategie ermögli­
chen, die aber den Ausgang der Kon­
fliktlösung, d. h. den Inhalt der Konsens­
Formel, nicht vOlher bestimmen dürfen. 

Im ersten Fall geht es also um den Ent­
scheidungs i n hai t, nämlich die für 
eine Entscheidung zugrundegelegten fak­
tischen Annahmen zu überprüfen und 
mögliche Nebenwirkungen ausfindig zu 
machen, im zweiten Fall um den Entschei­
dungs pro z e ß, nämlich sicherzustellen, 
daß die selbst gestellten Anforderungen 
an das Entscheidungsverfahren auch er­
füllt werden, die Entscheidungsfindung in 
sich konsistent und formal logisch ist. daß 
die Beteiligten an der Entscheidungsfin­
dung beteiligt werden und daß die Ergeb­
nisse des Entscheidungsverfahrens prin­
zipiell von allen akzeptiert werden können. 
Bezogen auf Energiepolitik müssen beide 
Aufgaben der Politikberatung parallel an­
gegangen werden: zum einen die Erfül­
lung der Ausschlußfunktion mit 
dem Ziel. eine gemeinsame Basis von 
Aussagen und Wirkungszusammenhan­
gen zu erarbeiten, auf deren Grundlage 
Entscheidungen später aufbauen können, 
und zum anderen der Integrations ­
run k t Ion mit dem Ziel, Verfahren zu 
initIIeren, die Konflikte lösbar machen. 

Das gegenseitige Rollen­
verständnis von Wissenschaft 
und Politik 
Wenn man beide Funktionen wissen­
schaftlicher Politikberatung als notwendig 
und erfolgversprechend ansieht, bedarf 
es eines Handlungsablaufes, der die 
Nahtstellen zwischen politischer Ent­
scheidungsfindung und wissenschaftli ­
cher Beratung identifiziert und die jeweili­
gen komplementären Rollen definiert Vie­
le im Endeffekt geSCheiterte Modelle der 
Polilikberi:ltung haben entweder das eige­
ne Rollenverständnis oder aber die Rollen­
erwartungen der jeweils anderen Seite zu 
wenig thematisiert {lI]. 

Ausgefeilte entscheidungstheoretische, 
hochkomplexe und formalisierte Bera­
tungsmodelle kommen etwa dem Selbst­
verständnis des Wissenschaftlers entge­
gen, so genau, umfassend und prämis­
sengetreu wie möglich Erkenntnisse 
abzuleiten. Entscheidungsträger fühlen 
sich jedoch durch derartige, von ihnen oft 
als undurchschaubar wahrgenommene 
Modelle in ihrer Entscheidungsfreiheit ein­
geschränkt; sie verweisen zu Recht auf 
den durch die Erfahrung gebildeten .politi­
sehen Instinkt·, der auch auf Kosten von 
tnkonsistenzen und formallogischen fehl­
schlüssen ein Gespür für das politisch 
Machbare und Akzeptable ausgeformt 
hat. Zielkonflikte zwischen dem Berater 
und dem Beratenen sind demgemäß nicht 
durch menschliche Schwäche, unter­
schiedliche politische Einstellungen oder 
disfunktionale Beratungsmodelle begrün­
det - dies alles mag zur Verschärfung des 
Konfliktes beitragen -, sondern durch die 
unterschiedlichen Zielvorstellungen und 
Rollenverständnisse, die zwischen Politik 
und Wissenschaft liegen. 

Jüngstes Beispiel für ein derartiges Miß+ 
verständnis zwischen Politikern und Wis­
senschaftlern ist der ,Bürgerdialog' Kefil­
energie. Die Motiyation der politischen 
Entscheidungstr~~er für diesen Dialog lag 
sicherlich in der Uberzeugung, durch die 
Glaubwürdigkeit wissenschaftlicher Ex­
pertise und durch den Integrationseffekt 
wissenschaftlicher Aussagen eine höhere 
Legitimation, sprich Zustimmung zur offi­
ziellen Energiepolitik zu erzielen. Die Wis­
senschaftler, die an die Front abkomman­
diert wurden - dies übrigens meist freiwil ­
lig -, sahen ihre Aufgabe darin, dem Laien 
komplizierte technische und ökonomi­
sche Zusammenhänge näherzubringen 
und Aufklärungsarbeit zu leisten. Die 
ohnehin mißtrauische Öffentlichkeit war 
aber weniger an technischen Details Inter· 
essiert, als an den politischen Folgerun· 
gen aus den wissenschaftlichen Ergeb' 
nissen. Beschränkte sich der Wissen­
schaftler auf die ihm gemäße differenzier­
te Wiedergabe seines Sachwissens, 
untergrub er - völlig ungewolll- die Basis 
der offiziellen politischen Aussagen, die 
immer grob veremfachend wissenschaft­
liche Erkenntnisse pauschalisieren. Als 



Folge daraus entwickelte sich ein noch tie­
feres Mißtrauen gegenüber den offiziellen 
Argumenten der herrschenden Politik. Ent­
sprach dagegen der Wissenschaftler dem 
Aufgabenverständnis seines Auftragge­
bers und leistete selbsl die politische 
Rechtfertigung der politischen Entschei­
dungen, rief er entweder politisch anders 
denkende Wissenschaftler auf den Plan, 
die nun ihrerseits Folgerungen und politi­
sche Bewertungen ganz entgegenge­
setzter Art in die Öffentlichkeit hineintru­
gen, oder aber geriet bei politischen Dis­
kussionen in arge Bedrängnis, weil Erfolg 
oder Mißerfolg dort nicht nach dem Maß­
stab der wissenschaftl ichen Beweisfüh­
rung, sondern nach den Regeln politischer 
Rhetorik vergeben werden. Kein Wunder 
also, daß bei dieser Zusammenarbeit im 
Bürgerdialog beide Seiten Federn lassen 
mußten: die staatliche Energiepolillk geriet 
tiefer in den Strudel des Legitimationsent­
zuges, die Wissenschaft setzte einen Teil 
ihrer Glaubwürdigkeit aufs SpieL Enttäu­
schungen entstanden auf beiden Seiten, 
Wissenschaftler und Techniker fühlten 
sich wie Prugelknaben behandelt, die die 
Entscheidungsunfähigkeit der Politiker 
auszubaden hätten; Politiker und Exekutiv­
beamte fühlten sich von den Wissen­
schaft lern und Technikern im Stich gelas­
sen, weil sich der erhoffte legitimatorische 
Effekt nicht einstellen wollte. 

Anforderungen an eine 
effektive wissenschaftliche 
Politikberatung 
Dieser knappe Exkurs über die negativen 
Erfahrungen, die sich durch die Nicht­
beachtung von Rollenkonflikten bei Mo­
dellen der Politikberatung ergeben kön­
nen, saUte die Bedeutung eines antizipier­
ten Anforderungsprofils für eine tragbare 
Zusammenarbeit von Wissenschaft und 
Politik herausstreichen. Ein solches Profil 
muß erstens die beiden grundsätzlichen 
Funktionen der Politikberatung, Ausschluß 
von nichtrelevanten Sachaussagen und 
Verbesserung des Entscheidungsablaufs 
erfüllen, zweitens den unterschiedlichen 
Ziel- und ·Rol1envorstellungen der belden 
beteiligten Institutionen Rechnung tragen 
und drittens die politischen und sozialen 
Randbedingungen, wie Loyalitätskrtse 
und DIssens innerhalb des Wissen­
schaftssystems, berücksichtigen. 

Fur die hier zur Diskussion stehende 
Energiepolitik müssen folgende Anforde­
rungen an ein Modell der Politikberatung 
gestellt werden (Tabelle 1). 

1_ Wissenschaftler und Politiker mussen 
sich zunächst darüber einigen, was sie mit 
ihrer Kooperation eigentlich erzielen wol­
len. Die jeweihge Zielsetzung muß nicht 
Identisch sein, aber zumindest kompati­
bel. Im Falte einer Sozialvertraglichkeits­
studie geht es den politischen Auftragge­
bern um eine Überprüfung energIepoliti­
scher Optionen nach dem Grade Ihrer 

• 
• 

von Auswahl­
bereitstellen 

Operationalisierung der Krite-

• Überblick Uber das vorhandene Wissen ge­
winnen und Aussagen mit Hille der Kriterien 
und Indikatoren systematisieren 

• Aufgrund des Wissens von Zielen und Wir­
kungszusammenhängen Optionen IOr die 
EntSCheidung entwickeln bzw. sammeln und 
lür diese Optionen d ie Konsequenzen an­
hand der Beurteilungskriterien abschätzen 

• Verfahren zurGewichtung der Beurteilungs­
krlteden und der Konsequenzen der ver­
schiedenen Oplionen ausarbeiten (Abwä­
gungsmodus bei Zielkonllilden) 

• Möglichkeiten politischer und verfassungs­
gemäBer Entscheidungsverfahren aulzei -

"n 
• Maßnahmen zur Verbesserung der Transpa­

renz der Entscheidung und zur legitimie­
rung vor der Öffenllichkelt vorschlagen 

• AnSätze zu einer kritischen Begleit10rschung 
der Enlscheldungsdurchsetzung entwickeln 
und Rückkoppelungen bei nicht mehr ver­
tretbaren oder Ialsch vorhergesehenen Kon­
sequenzen einbauen. 

Sozialverträglichkeit, d. h. ihrer Überein­
stimmung mit gesellschaftlichen Werten 
und sozialen Entwicklungstendenzen_ An­
gesiChts der heutigen Akzeptanzproble­
me erkennen die Entscheidungsträger die 
Notwendigkeit an, energiepolitische Op~ 
tionen nicht nur nach den Kriterien der 
Wirtschaftlichkeit und VersorgungssIcher­
heit zu beurteIlen, sondern auch nach den 
ökologischen, sozialen und politischen 
FoIge- und Nebenwirkungen. Allerdings 
wollen sie durch die Ergebnisse des wis­
senschaftlichen Gutachtens nicht in Zug­
zwang oder in LegitimationsschwIerigkei­
ten geraten. Oie beteiligten Wissenschaft­
ler sind aber gerade daran Interessiert, daß 
ihre Empfehlungen auch politisch umge­
setzt werden_ Neben der Erhöhung der 
Reputation, Erkenntnisgewmn und fman­
ziellen Erwägungen dürfte die Chance der 
Umsetzung von Wissenschaft in politi­
sches Handeln eine der Haupltriebfedern 
der Mitwirkung von Wissenschaftlern an 
Projekten der Politikberatung sein. Dieser 
immmente Zielkonflikt laßt Sich dadurch 
entschärfen, daß PolItikberatung In Dialog­
form , also unter Einbeziehung der Ent­
scheldungstrager und ihrer Praferenzen, 
organisiert wird und die Empfehlungen 
der WIssenschaftler nicht die Menge der 
Entscheidungsmöglichkeiten begrenzen, 
sondern Vielmehr die Grundlage der Ent­
scheidungsfindung durch SelektIon und 
SystemaltSlerung des vorhandenen Wis­
sens bereichern. Ist die Zielvorsteltung 
klar formuliert, und Sind die Erwartungen 

und Interessenskonflikte zwischen den 
beiden Partnern geklärt, dann ist der erste 
- und wahrscheinlich auch wichtigste -
Schrill einer erfolgreichen Politikberatung 
getan. 

2. Liegen Zielvorstellungen und mögliche 
Varianten der Zielerfüllung vor, dann be­
steht die zweite Aufgabe darin, mit Hi!fe 
wissenschaftlicher Verfahren Auswahl­
und Beurteilungskriterien aufzustellen, die 
aus fachlicher Sicht problemadäquat. aus 
politischer Sicht programmadäquat und 
für d ie Öffentlichkeit akzeptabel erschei­
nen. Es versteht sich von selbst, daß die 
Wissenschaft nicht die Kriterien selbst. 
sondern nur Verfahren, um diese ausfindig 
bzw. bewußt zu machen, bereitsteHen darf 
und kann. 

3. Sind einmal Beurteilungskriterien vor­
handen, besteht die weitere Aufgabe des 
wissenschaftlichen Beraterteams darin, 
die Intention dieser Krltenen zu operatio­
nalisieren, also Indikatoren zu entWickeln, 
mit deren Hilfe man Aussagen über die 
einzelnen Optionen so organisieren bzw. 
neu erstellen kann, daß sie einzelnen Kri­
terien zuzuordnen sind. 

4. Anhand der Liste der entwickelten Indi­
katoren muß das vorhandene Wissen ge­
sichtet und zugeordnet werden. Die grüß­
te Schwierigkeit besteht dann, die Aus­
schlußfunktion der Politikberatung sicher­
zustellen, ohne durch eigene Werturteile 
SUbjektive GewiChtungen einfließen zu 
tassen. Da es gerade bei großtechnischen 
Vorhaben immer schwieriger wird, eine 
Trennlinie zwischen wahren und falschen 
Aussagen zu Ziehen, müssen Verfahren 
Institutionalisiert weiden, die sowohl fach­
liche Kompetenz und sachliche Konsi ­
stenz gewahrleisten (also Scharlatanerie 
ausschließen) , als auch die volle Band­
breite des vorhandenen Dissens reprä­
sentieren. Das Ziel der lnformationsaufar­
beltung besteht also in der Klassifizierung 
vorhandenen Wissens nach Maßgabe 
vorher bestimmter Indikatoren. Vor allem 
zielt dieser Schritt auf eine Antizipation von 
Folgen und Nebenfolgen ab, die mit der 
Verwirklichung einer der Optionen verbun­
den sind. Gleichzeitig kbnnen aus der 
Kenntnis der Wirkungszusammenhänge 
neue, funktionsäqUIvalente Lbsungsvor~ 
schläge, in Fcrm von neuen Optionen, den 
bereits vorhandenen Vananten zugeord­
net werden. Bel Dissens uber mbgliche 
FolgeWIrkungen und bei dem Aufspüren 
von Wissenslucken erscheint es ange­
bracht, durch gezie!le Forschungspro­
gramme neue Erkenntnisse zu gewinnen 
und die vorhandene Unsicherheit so weil 
wie möglich zu redUZieren. 

5. Ist die Bandbreite der Optionen In etwa 
abgestimmt und hegen fur Jede Option die 
Jeweiligen Meßwerte (oder eine Spann­
breite von Meßwerten) vor. dann läßt Sich 
die Bedeutung Jedes Knterlums fur die 
Gesamtentscheidung festlegen. Dies ISt 
eine Immanent politische Aufgabe. Aller­
dings kann der wissenschaflhche Berater 
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Präferenzstrukturen bei unterschiedlichen 
Entscheidungsträgern oder bei deren 
Klienten einholen. 

6. Schließlich muß zwischen den Optio­
nen eine Entscheidung getroffen werden. 
Politikberatung sonte sich bei diesem 
Schritt weitgehend zurückhalten, weil 
sonst Konflikte mit dem legitimierten Ent­
scheidungsträger unvermeidbar wer­
den. Wissenschaftliche Mitwirkung kann 
sich bestenfalls darin erstrecken. mögli­
che Entscheidungsverfahren. die verfas­
sungsmäßig und legitim sind, vorzustellen 
und bei der Strukturierung der Diskussion 
behilflich zu sein. Jedes weitere Engage­
ment in dieser Phase führt letztendlich zu 
einer technokratischen Entscheidungsfin­
dung, die weder den Normen demokrati­
scher Willensbildung entspricht, noch die 
Akzeptanz von Entscheidungen fördert. 

7. Nach der getroffenen Entscheidung 
stehen die politischen Träger vor der Auf­
gabe, die Gründe und Abwägungsptozes­
se, die zu einer bestimmten Entscheidung 
geführt haben, vor der Öffentlichkeit trans­
parent zu machen und zu rechtfertigen. 
Die bis dahin in den EntscheidungsprozeB 
eingegangene Politikberatung wird häufig 
als zusätzliches, nützliches legitimations­
instrument verwandt, manchmal sogar 
mißbrauchl Diese Abwälzung der Verant­
wortung fur eine Entscheidung auf .an­
gebliche" Sachzwänge, die durch Exper­
ten aufgezeigt worden seien, verfängt 
heute immer weniger. Weder ist die Glaub­
wLlrdigkelt der Experten so groß. daß man 
ihr Diktum als gollgegeben auffaßt. noch 
nimmt man den Politikern ihre Unschulds­
rolle beim Zustandekommen von Ent­
scheidungen ab. Sinnvoller als dieser- so 
gut wie nie funktionierende ~ Poht-Trlck 
ist der Versuch, den Prozeß der Entschei­
dungsfindung vor der Öffentlichkeit nach­
zuzeichnen und die Zielkonfhkte zu ver­
deutlichen, die mit jeder Auswahl verbun­
den sind. An dieser Stelle sei mir ein kurzer 
Exkurs in die systemtheoretische Termino­
logie des Soziologen Niklas Luhmann ge­
stallet. Mit Hilfe seines Begriffsapparates 
läßt sich die Legitimation von Entschei­
dungen als ein Produkt der gelungenen 
Reduktion von Komplexität bei prinzipiell 
wahrgenommener Offenheit des Ent­
scheidungsausgangs und als Resultat der 
notwendigen Innendifferenzierung des 
politischen Syslems bei Wahrung des 
prinzipiellen Vertrauens in den Entschei­
dungsprozeß deuten (12). Übersetzt in 
Normaldeutsch : Es kommt darauf an. die 
für jede Entscheidung notwendige Verein­
fachung der Tatbestande nachvollziehbar 
zu machen und gleichzeitig die Moglich­
kelt einer einseitIgen Reduktion (zugun­
slen bestimmter Interessen) auszu­
schließen. Gleichzeitig muß aber die Kom­
petenz. Entscheidungen zu treffen. durch 
einen hohen Grad der AufgabendiHeren­
zlerung und Sachkompetenz nachgewie­
sen werden, um Vertrauen in die Richtig­
keit der Abwagung zu erzeugen. Fehlen 
Uberschaubarkelt und wahrgenommene 
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Offenheil kommt es zu Loyalitätskonflik­
ten (.die da oben vertreten nicht mehr 
unsere Interessen"): mangelt es an Bewei­
sen für eine programm- und problemadä­
Quate Enlscheidungsfindung, ist Kompe­
tenzverlust die Folge (.die da oben blicken 
selbst nicht mehr durch"). In bei den Fällen 
kann wissenschaftliche Po1itikberatung ei~ 
nen kompensierenden Beitrag teisten: 
Durch die Offenlegung der Prämissen für 
jede Option und durch die Dokumentation 
der einzelnen Schrille der Entscheidungs­
findung können Entscheidungen nach­
vollzogen und durch das Bewußtmachen 
der Abwägungskriterien und ihrerGewich­
tungen die Folgerichtigkeit des Entschei­
dungsprozesses aufgezeigt werden. Aller­
din.~s erschein~ es ~jnn~oll, d.ie interessier­
te Offentlichkelt bei eXlstentLellen Fragen. 
wie der Sicherung derEnergieversorgung. 
von vorneherein einzubinden, um eine 
schrillweise Legitimation von Entschei­
dungen zu erzielen. 

8. Nach der getroffenen Entscheidung 
und der nachträglichen Legitimation endet 
üblicherweise die Kooperation zwischen 
Entscheidungsträger und wissenschaftli­
chem Berater. Beide Seiten haben - oder 
auch nicht ~ ihr Ziel erreicht. Dennoch 
erscheint es aus funktionaler Sicht wün­
schenswert, während der Durchsetzung 
der getroffenen EntSCheidung durch kriti­
sche Begleitforschung die nach bestem 
Wissen vorhergesagten Folgen und Ne­
benfolgen ex post zu analysieren und auf 
mögliche unvorhergesehene oder falsch 
prognostizierte Entwicklungen zu über+ 
prüfen. Wissenschaftliche Begleitfor­
schung ist eine wichtige und notwendige 
Korrektur. um Fehlentscheidungen früh­
zeitig aufzuspüren und negative Auswir­
kungen zu diagnostizieren. Begleitfor­
schung verkörpert die traditionell gesell­
schaftliche Kontrolle des "trial and error" 
und ist damit das logische Komplement 
zur antizipativen Politikberatung [13] . Wäh­
rend Antizipation notwendig ist, um irrever­
sible Folgen von Gegenwartshandeln 
abzuschätzen und die Möglichkeit von 
sozialen Katastrophen einzuschränken, 
reduziert die Begleitforschung die durch 
die Antizipation vorgegebene Unsicher­
heit über mögliche Folgen und macht erst 
eine auf Lernprozesse aufbauende Ge­
staltung der Umwelt möglich (14]. 

Sozialverträglichkeit als 
Ausgangspunkt der Politik­
beratung über Energie­
versorgung 
Die ausführliche Darstellung der Anforde­
rungen und Begleitumstande von Politik­
beratung im Rahmen der Energiepolitik 
weist bereits den Weg zu den konkreten 
Methoden und Verfahren, die im Rahmen 
einer Analyse zur Sozialverträglichkeit 
von Energieversorgungssystemen ange­
wandt werden mussen. 

Diese Überlegungen markieren auch den 
Ausgangspunkt zur inhaillichen Feslle­
gung des Projekts .Sozialverträglichkeit 
von Energieversorgungssystemen-, das 
seit Juni 1982 von der Abteilung .Mensch 
und Technik" der Programmgruppe .Kern­
energie und Umwelt- in der Kernfor­
schungsanlage Jülich bearbeitet wird und 
nach zweijähriger Dauer durch ein Gut­
achten für das Ministerium für Forschung 
und Technologie abgeschlossen werden 
soll. Die Vorgehensweise im Projektablauf 
wurde entsprechend den Anforderungen 
der Polilikberatung im Energiebereich 
abgestimmt. Darüber hinaus sollen die 
Ergebnisse natürlich auch neue Erkennt­
nisse in der Analyse der sozialen Akzep­
tierbarkeit von Energiesystemen erbrin­
gen. Es versteht sich von selbst daß die 
konkreten Schritte des Projektes nicht 
alle oben genannten Anforderungen 
erfüllen können. Dennoch haben wir uns 
um Methoden und Verfahren bemüht, die 
den wesentlichen Erfordernissen auf je­
der Ebene der POlitikberatung Rechnung 
tragen. 

Für die Erörterung unseres Politikbera­
lungsmodells hallen wir es für zweck­
mäßig. die einzelnen Phasen der Politikbe­
ratung als Gliederungsschema zu benut~ 
zen. Die Zielsetzung des Auftrages wurde 
bereils angesprochen: Sinn und Zweck 
der Untersuchung soll es sein, energie­
politische Optionen für die Energieversor­
gung der Zukunft auf ihre Sozialverifäg­
lichkeit hin zu überprüfen und entspre­
chend der Analyse Empfehlungen für das 
Ministerium für Forschung und Technolo­
gie und die Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages .Zukünftige 
Kernenergiepolitik" auszuarbeiten. 

Unter Sozialverträglichkeit verstehen wir 
die Tragfähigkeit und Akzeptierbarkeit von 
Konsequenzen energiepolitischer Ent­
scheidungen im Hinblick auf dominante 
Wertvorstellungen. politische Zielsetzun­
gen und zuki.mftige gesellschaftliche 
Entwicklungslendenzen [15]. Der Termi­
nus .Sozialverträglichkeit· impliziert offen­
sichtlich ein deskriptives und normatives 
Konzept. Zum einen müssen die Folgen 
energiepolitischer Optionen identifiziert 
und abgeschätzt werden. zum anderen 
müssen die möglichen Auswirkungen mit 
einem normativen Vergleichsmaßstab 
des sozial Wünschenswerten kontrastiert 
werden. Was aber sozial wünschenswert 
bzw. verträglich ist. entzieht sich der Beur­
teilung durch den Wissenschaftler. allen­
falls kann er die Verträglichkeit mit den jUri ­

stisch festgelegten Normen der Verfas­
sung überprüfen. Aber selbst eine solche 
Normenkontrolle bielet eine breite BaSIS 
für Beliebigkeit, vor allem, wenn es sich 
um noch unbestimmte Folgen der Zukunft 
handelt. Aus diesem Grund erschien es 
zunachst sinnvoll, den desk(iptiv-analyti~ 
schen Teil des Sozialverträglichkeits-Pro­
jektes als eine wissenschaftliche Aufgabe 
des .rolicy oder technology assessment" 
anzusehen. und-den normativ-evalual!ven 
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Teil des Projektes als eine politische Auf­
gabe der Gewichtung und Bewertung auf­
zufassen, zu dem die Wissenschaft mögli­
che formale Verfahren, aber keine inhaltli­
che Lösung beitragen kann. 

Geht man von dieser Zweiteilung des Be­
griffes Soziatverträglichkeit aus, dann las­
sen sich die Grundfragen unserer Unter­
suchung wie folgt fesUegen: 

• Welche Folgen im technischen, öko­
nomischen, sozialen und politischen 
Bereich sind mit der Realisierung von 
energiepolitischen Optionen verbun­
den? 

• Nach welchen Kriterien lassen sich die­
se Folgen systematisieren und klassifi­
zieren? 

• Wie werden energiepolitische Optio­
nen und ihre Folgen in derÖffentlichkeit 
wahrgenommen und bewertet? 

• Welche Reaktionen der ÖffenUichkeit 
sind bei der Realisierung verschiede­
ner Optionen zu erwarten? 

• Welche Anforderungen und politischen 
Entscheidungsfaktoren müssen erfüllt 
sein, damit energiepolitische Entschei­
dungen nicht in LegiUmationsprobleme 
geraten? 

Um auf diese Fragen eine Antwort zu fin­
den und gleichzeitig die Herausforderun­
gen einer effektiven Politikberatung zu 
erfüllen. war eine Auswahl von energiepo­
liUschen Handlungsalternativen notwen­
dig. Um Folgen abschätzen zu können, 
müssen zuerst einmal Varianten der Ener­
gieversorgung vorliegen, die als Untersu­
chungsgegenstand dienen. 

In ersten Vorüberlegungen zum Projekt 
war ursprünglich vorgesehen, in sich opti­
mierte Szenarien der Energieversorgung 
zu entwickeln und ein breites Spektrum an 
energiepolitischen Optionen auszuarbei­
ten. Von diesem Plan mußten wir Abstand 
nehmen, weil der zeitliche Rahmen von 
zwei bis drei Jahren für die gesamte Unter­
suchung eine detaillierte Szenanokon­
struktion nicht zuließ. Stattdessen wurde 
eine zweigleisige Vorgehensweise ge­
wählt. 

Für den nationalen Rahmen wurden die 
vier von der Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages entwickelten 
Energieszenarien biS zum Jahre 2030 als 
Referenzoptionen ausgesucht. Daruber 
hinaus wurden für sechs überschaubare 
Regionen im Bundesgebiet lokale Ener­
gieversorgungskonzepte entworfen und 
dabei durch VerSChiebung von Inhaltli­
chen Schwerpunkten Im Schnitt 6 ver­
schiedene Varianten der Bedarfsdeckung 
ausgearbeitet. Die Begrenzung auf den lo­
kalen Raum erbrachte zwei Vortede: Auf 
der einen Seite konnten in relativ kurzer 
Zeil in sich konsistente und schlüssige 
Szenanen der Energieversorgung entwik­
kelt. auf der anderen Seite gültige und zu­
verlasslge Abschatzungen der Vor- und 

Nachteile sowie der weiteren Nebenfol­
gen vorgenommen werden. 

Folgende Regionen wurden zur Ermittlung 
von Energieversorgungskonzepten her­
angezogen: Berl in, Offenbach, Norder­
stedt bei Hamburg, Neustadt in der Ober­
pfalz. Gelsenkirchen und Jüchen (Rhein­
land). Für jede Region wurde zunächst die 
tatsächliche Energieverbrauchsstruktur 
erhoben. Mit Hilfe von einfachen Struktur­
modellen wurden Varianten der Energie· 
versorgung entworfen und nach verschie­
denen Schwerpunkten geordnet: z. B. 
Erhöhung des Komforts, Vcrbecserung 
der UmwetlQualität, Aufbau von Fernwär· 
mesystemen usw. Zur Beurteilung von 
Optionen standen also vier nationale und 
ca 36 regionale Energieszenarien zur Ver­
fügung. 

Die Entwicklung von 
Beurteilungskriterien durch 
die Wertbaumanalyse 
Bereits im ersten Schritt nach der Zieldefi­
nition und der Erarbeitung von Optionen 
müssen Beurteilungskriterien gefunden 
werden, die es erlauben, überhaupt fol­
gen zu klassifizieren und als Grundlage 
der Gewichtung und Bewertung zu die­
nen. Zweifelsohne lassen sich Kriterien 
durch Intuition, genaue Kenntnis der politi­
sch.en Diskussion oder durch .brainstor­
ming· in Wissenschaftlerkreisen recht zu­
verlässig bestimmen. Aber die Gefahr, da­
bei eigene Präferenzen ins Spiel zu brin­
gen oder aber wenig diskutierte Kriterien 
zu vergessen, macht ein mehr systemati­
sches und subjekl-distantes Auswahlver­
fahren notwendig. In einer Reihe von Pro­
jekten wurden deshalb die Präferenzen 
der Entscheidungsträger oder der allge­
meinen Öffenllichkeit durch Befragung 
bzw. historische Entscheidungsanalyse 
(Revealed Preferences) vorweg erhoben 
und daraus ein Kriterienkatalog abgeleitet. 

Beide Methoden sind jedoch problema­
tisch. Eine Kriterlenermitllung bei den Ent­
scheidungsträgern engt die Bandbreite 
möglicher Kriterien auf die gerade vorherr­
schenden Bewertungsmaßstäbe im politi­
schen System ein (und gerade dies soll ja 
durch Politikberatung über.vunden wer­
den), eine Befragung der allgemeinen 
Bevölkerung erbrmgt zwar eine Flut von 
Beurteilungsgrößen; die Aufberei tung die­
ser Daten zu einem konsistenten und 10 
sich unabhängigen Kriterienkatalog öffnet 
aber der subjektiven Interpretation und 
möglicherweise sogar der Manipulation 
Tor und TUr. 

Wir haben uns deshalb fur eine sehr 
neuartige Methode entschieden, die so­
genannte Wertbaumanalyse, die im we­
sentlichen im Institut fur SozialWissen­
schaften an der Universltilt von SÜd-Kali­
fornien entwickelt wurde (16] . Dabei wer­
den relevante gesellschaftliche Gruppen 
nach Ihren Grundwerten, die auf die Pro­
bleme der Energieversorgung anwendbar 

sind, befragt und im gemeinsamen Dialog 
mit den Vertretern dieser Gruppen sukzes­
siv die Beurteilungskriterien aus diesen 
Grundüberzeugungen abgeleitet. Schon 
während des Gespräches werden die Kri­
terien systematisch geordnet. Redundan· 
zen ausgeschlossen und auf eine voll· 
ständige Erfassung Wert gelegt Nach 
einer weiteren Überarbeitung durch die 
beteiligten Wissenschaftler wird der ent­
sprechende Wertbaum mit 811 seinen Ver­
zweigungen den Interviewpartnern noch 
einmal vorgelegt und es wurden weitere 
Korrekturen vorgenommen. Dieser Prozeß 
setzt sich iterativ fort. Erst wenn keine 
Bedenken mehr von seiten der Befragten 
bestehen, wird der Baum als Grundstock 
der Analyse verwandt 

Für die Untersuchung zur Sozialverträg­
lichkeit von Energieversorgungssyste­
men wurden folgende Gruppen und Insti· 
tutionen angesprochen: Arbeitsgemein­
schaft Ökologischer For:.chungsinstitute, 
Bund Deutscher Industrie. Bund Bürgerini­
tiativen Umweltschutz, Deutscher Natur· 
schutzring, Deutscher Gewerkschafts· 
bund, Katholische und Evangelische Kir­
che, Verband Deutscher Ingenieure, Rhei­
nisch-Westfälisches Elektrizitätswerk, 
Kraftwerk Union. Bis auf den Bund Bürger­
initiativen Umweltschutz waren alle ange­
sprochenen Gruppen zur mündlichen, in 
einem Falle nur zur schriftlichen Mitarbeit 
bereit. 

Die Auswahl der Gruppen erfolgte weder 
nach Repräsentationsfähigkeil noch nach 
Einflußmöglichkeit auf die politische Wil­
lensbildung. Vielmehr sollte die BandbreI­
te der in der Gesellschaft vorfindbaren 
Positionen zur Energiepolitik In etwa nach· 
gebildet sein, weil es bei diesem Schritt 
weniger auf die gesellschaftliche Bedeu­
tung einzelner Kriterien ankommt, son­
dern vielmehr auf deren vollstilndigen 
Erfassung. Parteien wurden bewußt aus­
geschlossen, da sie (biS auf die Grünen) 
als VOlksparteien ein Konglomerat sehr 
heterogener Wertvorstellungen vertreten 
müssen, so daß bei Befragungen in der 
Regel nur Allerweltskritenen zu erwarten 
sind. Nach Fertigstellung der elf Wertbäu­
me (in Tabelle 2 ist der Wertbaum des 
Deutschen Naturschutzringes wiederge­
geben) wurde durch eine rein additive Zu­
sammenfassung aller Zweige (bel Aus­
schaltung von Aedundanzen) ein Ge­
samtwertbaum konstruiert. der aus acht 
überwerten. 17 Unterwerten. 43 Kriterien 
und 89 Unterknterien besteht. 

Innerhalb unseres Modells der SozIalver­
träglichkeitsanalyse kommen diesem Ge­
samtbaum zwei entscheidende Funktio­
nen zu: zum einen dienen die Kriterien als 
KlassifIkationsmerkmale zur systemati­
schen Einordnung von Erkenntnissen und 
Bewertungen, zum anderen sind sie 
selbst Gegenstand von Bewertungen. um 
das speilere Urteil über verschiedene Ver­
sorgungsoptlonen vorzubereiten. Es sei 
noch emmal betont, daß es sich bel den 
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Tabelle 2: Wertbaum des deutschen Naturschutzrlngs 

-E 
............ -E::..._-

Andete Menschen 

MensdI Toots1a1e Nom'--neb 

GenetISChe folgen E ~r::opnen .......... 
Na!:1.W ~ Glechoewcht 

I<./ImeeInllUSIe 
Erhdung des LandschatI~s 

-..""""'" E Aroettsplatzbeschalfung 
AlJSWIfkUngen DezenushSlefung 

Of1enhalten rT'I8fktWlttschattlche1 OfJlIorM~lI 

Energiekosten - Ur'\8IbI'Ianglgkeit mrttelst8ndJscher Bel/lebe 

Wertbaumen um eine reine Sammlung 
von Klassifiz ierungsmerkmalen bzw. Be­
wertungsmaßSläben handelt, nach denen 
die Folgen von Energlesyslemen abge­
schatzt werden können. Es gehl also nicht 
um Urteile oder Gewichtungen. die be­
stimmte Energiesysteme bereits .bewer­
ten". Der Smn und Zweck der Erstellung 
eines Gesamtbaumes liegt dann. alle rele­
\lanten Kriterien, die von wIchtigen oder 
themallSch Involvierten Gruppen In unse­
ler Gesellschaft vertrelen werden, zu be­
rucksichhgen und zum Ausgangspunkt 
der welleren AnRlyse zu machen. 

Die Überiührung der Kriterien 
in Indikatoren und Meß­
anweisungen 
FUf die zweite Phase der Sozialvertraghch­
kerts-Untersuchung, der Operatlonahsle-
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rung der Kriterien, ergibt sich zwangsläu­
Itg em Anknüpfungspunkt zum Wertbaum. 
So wert wie mogllch wurden bereits Ind,­
katoren und Meßverfahren während der 
Befragung der Gruppenmitgheder als 
Form der SpeziflzielUng von Koterien 
CWas genau verstehen Sie unter .. . ?) 
erhoben. Daneben wurden aus vorhande­
nen Untersuchungen passende statlstl­
sehe Meßanleltungen ausgewahll, die 
sich bislang zur Beschreibung von Konse· 
quenzen verschiedener Ener91esysteme 
bewahrt hatten. Schließlich wurden die 
verbleibenden Kriterien IntUlllV In Indikato­
ren übersetzt und durch Expertenbefra­
gung Im nachhinein validiert. Ein Beispiel 
aus dem umfangreichen Indikatorkalalog 
ist In Tabelle 3 wiedergegeben. 

Großere Probleme ergaben sich bei den 
nachslen belden Programmpunkten: der 
Organisation von vorhandenem Wissen 

sowie der Messung dieser OptIOnen 
anhand des lndikalorkalaloges. Bei der 
Datenbeschaffung wurden die üb/ichen 
Methoden angewandt, wie Expertenbefra­
gung. Uleraturrecherche von wissen­
schaftlichen Veroffenllichungen und Auf­
träge an fachspezilische Institutionen. Die 
ausgewähHen Optionen, also die vier Pfa­
de der Enquete-Kommission und die Je­
weiligen regionalen Versorgungskonzep­
te, wurden anhand der Indikatoren ge­
nauef charakterisiert Dabei wurden zu­
nachst Energiesysteme der Strom- und 
Warmeerzeugung nach FunktionsbereI­
chen getrennt analysiert und schließlich 
die Szenarien als Konglomerat unter­
schiedlicher Systemmischungen beur­
teilt, Um dem Anspruch gerecht zu wer, 
den, Kompetenz und MeinungsvielfaH in 
gleicher Weise einzubinden. wurden die 
Aussagen zu jedem Indikator zunächst 
nach dem Grad der Aussagesicherheit 
klassifiziert: 

• Wird der dem Indikator zugehörige 
Meßwert von allen Fachleuten einstim­
mig akzeptiert oder gibt es zumindest 
eine Spannweite von Werten, die von 
Fachleuten unterschiedlicher Einstel­
lung als korrekt angesehen werden ? 
Wenn diese Frage bejaht werden konn­
te, wurden die entsprechenden Werte 
eingetragen. 

• Läßt sich bei Divergenz von Aussagen 
eine Begründung für unterSChiedliche 
MeBwerte angeben, etwa daB die An­
nahmen variieren? Lassen sich die An­
nahmen so homogenisieren, daß sich 
eine Spannweite von Werten errech­
nen läßt. die eine retativ eindeutige 
Zuordnung ermöglicht? Wenn dies der 
Fall wal, wurden die homogeniSierten 
Annahmen spezifiziert und der Werte­
bereich der Konsequenzen angege­
ben. 

• tst eine Anglelchung der Annahmen 
unmöglich (wegen rem qualitativer Vor­
gaben oder hohem UnSlcherhelts­
grad),lassen sich wenigstens .Wenn­
dann' Aussagen formulieren, die unter­
schiedliche Einschatzungen für den 
Benutzer der Daten verständlich ma­
chen? In diesem Falle wurden einige 
.Wenn - dann" -Beziehungen aus dem 
Gesamtspektrum der EInschalzungen 
nebeneinander aufgenommen. 

• Gibt es zu dem jeweiligen Indikator 
nur .Melnungen·, die mehr oder weni­
ger subjektive Hoffnungen oder Be­
furchtungen widerspiegeln, fur defen 
Eintreffen abef weder die Bedingungen 
spezifiZiert, noch der WIrkungszusam­
menhang mit dem entsprechenden 
Versorgungssystem eindeutig nach­
vollzogen werden kann? Derartige Mei­
nungen wurden als Zitate unverändert 
übernommen. 

Nach dieser großen Klassifizierung wur­
den Knteflen mit hohem Unsicherheits­
grad. wie die Auswnkungen aul die Volks-



Tabelle 3: Auszug aus Indlkatorkatalog 
a Sozial. AuswtrlclJngan 

.. -... 6.1.1 -
6.1.2 
VIIIfe/I des Wareoangebots Vothaooensein eW'IeS reichhahlgen Walenangebols. 

6.2. , 
EinkDmmensVerteklng ElIIicorrmen sind glolchrnl&g 1Jzw. ungleichr'n88!g 

",,,"-

.. -S6c/'IeIMtt 

•• ........... 
ArbcIItewNIt 

•• ........ 

•• Pwl6rild ... 
~ 

63.2 
Art und AusmeII staatIIchef 

"""-" 
6.4.1 

~ ... -
6.5.1 
Von'angIgfI geseIItchalt· 
liehe WertVOI'steilungen 

'.5.2 
Wllhlhelheil: orterschied­_.-.... .. , ......... 

Maler\ele YersorQIJng im Alte\' und bei Notlagen 
KrIW'\lalelt. Arbert.sIosIgkelt usw,). 

Beleitschaft und Filhlgl<eit Des Staates. die soziale 
SIcherung der BiJrget' zu 0I~en. 

Zeit. dte ru-ch ArbeIt und dan'Mt zusarrmennIngen 
'f8t1gkell.en In AnspfUch gellOI'ill(ll'_ci. 

ErtIu8 auf die QuaIüI def Arbeitspijltze (abwechs' 
lungsfeiche AIt)ed, gute Albeltsbedlngungen. Mög­
licNa!rI von SOZJaIen Kontakten wahrend der ArbeIt). 

Die YOthefTschenden geseIbchaltlichen Wilrte sind 
eher konsumOIientlen bzw. nal ... - und umwtIIt--Oie W~ des persönlIChen l..8benS&tils iSt jedem 
we«gehend selbst uber\ass.en /)zW. dtJ'ch die geseI­
SChaftJiChen umstände testgelegt. 

Z~I! AngsI vor gfD8technt-"""'-unbehagen aufgrund de1 KOnstichketl def Umwe!l 

des """"""-
6.6.3 

.... """"""" 

wirtschaft Oder die Sozialstruktur, weller 
spezlflZlert und entsprechende Unlerauf­
träge an Forschungsinstitutionen verge­
ben, um zu einer genaueren Abschätzung 
zu gelangen. Aufgrund deI genauen Ana­
lyse der bisherigen Folgenabschatzungen 
und der Ergänzungen durch Unterauftrag' 
nehmer konnte ein Profit verschiedener 
energiepohtischer Optionen erslellt wei­
den, das die Ausprägungen der zu vermu­
tenden Folgen In einer mulhattnbullven 
Skala zusammenlaBt. Diese Skala nennen 
wir Sozialverträglichkeitsprolil. In Ihr 
sind nicht nur die speziellen sozialen Kon­
sequenzen aufgeführt, sondern auch die 
wirtschaftlichen, technologischen und 
institutionellen Folgen, weil diese zum Tell 
die sozialen Folgen bedingen, zum Teil 
aber auch im substilutiven Verha1tnlS zu 
ihnen stehen, es also beispielsweise 
mbglich ist, bestimmte sOZiale Folgen 
durch die Erhöhung der Kosten ad Infini­
tum zu reduzieren. Um überhaupt ZIelkon­
flikte aufzeigen zu können und um die VOI-

H8ufigkell und Intensti!1 von scWaIen Kontaken 

und Nachteile einer EnergleophOn zu ver­
deutlichen, Isl es fur die Analyse der So­
zialverträglichkeit notwendig, eine umfas­
sende Abschatzung aller Folgen - so welt 
sie vOlher zu überschauen sind - vorzu­
nehmen. 

Der Begriff der SozialvertraglIchkeil Impli­
Ziert daher weniger eine Aufsummierung 
sozialer Folgen und Konsequenzen, son­
dern reflektiertvIelmehr den gesellschaftli­
chen Abwägl.l'lgsprozeß. welche Lösun­
gen von Zielkonfhklen, die mit Jeder ener­
glepolitlSchen Entscheidung verbunden 
sind, akzeptabel erschetnen und welche 
ntchl. Grundlage dieses nOlmatJVen 
Abwägungsprozesses muß aber eine 
moglichsl bre te FOlgenabschatzung der 
einzelnen Energieoptlonen sein, damit 
Klarhell über die Konsequenzen von Ent­
scheidungen vorliegt. Diese Folgenab­
schatzungen wurden Im Rahmen des Pro­
Jektes durch die PrOjektgruppe seJbst und 
durch Unterauftragnehmer vorgenom-

men. Zur besseren VaUdierung dieser 
Abschatzungen ist es vorgesehen, die 
Ergebnisse ausgewählten Experten mit 
unterschiedlicher Einstellung zur Uberprü­
fung ZU ubergeben. 

Die Gewichtung von Kriterien 
durch die Einbeziehung 
von Planungszellen 
Nach der Organisation des vorhandenen 
Wissens und dei Charaktellslerung von 
OptIOnen anhand des Klltellenkataloges 
lolgt als nächster logischer Schntt die Ge­
WIChtung der verschiedenen Krttenen. um 
zu einer Gesamtbewertung zu kommen. 
In formalisierten Modellen der Polillkbera­
tung werden haufig mit Hilfe von unter­
schiedlichen Befragungsmethoden Prafe­
lenzen beim Entscheidu'lgstrager erho­
ben und anhand von SkalenzuOfdnungen 
Nutzeniunktionen erstellt. Ganz abgese­
hen davon. daß fü, eine solche Aufgabe Im 
Rahmen unseres PrOjektes kein EntscheI­
dungsträger zur Verfugung stunde, der 
sich diesem MeßplOzeß unterzöge, ISt die­
se Methode auch von der Aussagekraft 
her fragwurdlQ. Sie engt die EntscheI­
dungsfindung auf ein - wenn auch ratio­
nales - Verfahren ein und /iJhrt zu wentg 
transparenten, technokratisch anmuten­
den Lösungsversuchen. Die freie Diskus­
sion der Entscheidungslrager erscheint 
hier viel sinnvoller, weil sie die Menge 
der lösungsmäglichkeiten nicht be­
schrankl und einen durch Gruppendiskus­
sion und Argumentenaustausch zustan­
degekommenen Komp/omlß eher ermog­
licht AuS diesem Grunde Ist vorgesehen. 
das Sozlalvertraglichkertsprofll als eine 
Bilanz der Vor- und Nachteile den Ent· 
scheidungstragern zur Verfugung zu stei­
len und die Abwägung zWlsGhen den 
Optionen der freien Diskussion zu über­
lassen. 

AngesIchts der Legitimationsprobleme 
energlepoltllscher Entscheidungen und 
der Unsicherheit über die normahve 
Schwelle, von der an EntWICklungen als 
sozialvertraghch oder sozialunvertraghch 
klaSSifiZiert werden kannen, ISt eine zweIte 
Methode der Klltellengewichlung vorge­
sehen. die außerdem noch dem Zweck 
dient, die Öffentlichkeit f,-ühzell lQ an der 
Entscheldungsflndung zu beteiligen. In 
sechs Regionen. In denen EnergIeversor­
gungskonzepte entworfen wurden. Sind 
sogenannte Planungszellen inS Leben ge­
rufen wOlden. Unter einer Planungszelle 
versieht man eine Gruppe von zufalhg 
ausgewahlten Personen, die befllstel fur 
einen Zeitraum von Ihren belUfhchen Ver­
pfhchtungen freigestellt werden und ge­
gen Entgelt als Burgergutachter vorher 
festgelegte politische Planungsaufgaben 
wahrnehmen. Das Konzept ISt von Peter 
Dlenel entwickelt und beI einer Reihe von 
kommunalen Problemen bereits erfolg­
reich angewandt wOIden (17. 18, 191- Die 
konstitutiven Merkmale dieses Verfahrens 
"n(j 
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• Zufallsauswahl: Die Planungszelle be­
steht aus zufällig ausgesuchten Per­
sonen, die nicht als Betroffene in 
engem Sinne einzuordnen sind. Betrof­
fene oder Interessenvertreter Sind in 
der Regel zu stark festgelegt, als daß 
sie bei Diskussionen und bei der Erar­
beitung neuer Infomlationen noch zu 
kompromiBfahlgen Lösungen bereit 
sind. Oie Polarisierung wurde sich dann 
im Mikrobereich nur Wiederholen. Zu­
fällig ausgewählte Bürger fühlen sich in 
der Regel ihren eigenen Meinungen 
noch nicht so weit verpflichtet daß sie 
im Laufe des Diskussionsprozesses 
nicht noch Konzessionen machen kön­
nen. Außerdem laufen sie nicht Gefahr, 
vor der Öffentlichkeit ihr Gesicht zu ver­
lieren, wenn sie ihre Meinung ändern. 
Vom Konzept der Planungszelle her soll 
der Bürger auch hier nicht als Wahrer 
von Individualpositionen, sondern als 
Sachverwalter des Gemeinwohls an­
gesprochen werden (19). 

• Befreiung von beruflichen Verpflichtun­
gen: Die Bürger werden für einige Tage 
von ihrer normalen Arbeit freigestellt 
und als Gutachter verpllichtet Damit 
5011 sich die Planungszelle von dem 
Charakter eines PlanSpiels oder ei­
ner Fortbildungsveranstaltung grundle­
gend unterscheiden; die Beratung Ist 
wie ein ArbeitsverhaltnlS definiert, es 
muß eine Leistung erbracht werden, die 
auch vergutet Wird. 

• Befristung und Konkretlslerung der 
Aufgabe: Innerhalb der Planungszelle 
werden definierte Aufgaben im Rah­
men eines eng begrenzten zeitlichen 
Rasters abgewickelt. Der Zeithorizont 
wlfd so knapp bemessen, daß eine 
Substrukturlerung der Gruppen verhin­
dert wlI'd oder zumindest eine solche 
sich nicht verfestigen kann. Durch 
unterschiedliche gruppendynamische 
Verfahren Wird ein Austausch von infor­
mellen Führungsrollen angeregt und 
die anfängliche Scheu bei der MitWir­
kung uberwunden. Allerdings setzt die 
Befristung eine optimale InformatIons­
vorgabe nach Inhaltlichen und didakti­
schen GeSichtspunkten voraus. 

• Rollenidenhflkahon als offiZieller Bera­
ter: Der Erfolg der Planungszelle hangt 
weitgehend davon ab, daß sich die Teil­
nehmer Ihrer Rolle als Pohtlkberater be­
wußt werden und sie diese auch ernst 
nehmen. Dazu Ist es notwendig, das 
von den Teilnehmern erarbeitete Bur­
gergutachten als offiziellen Bestandteil 
des Gesamtgutachtens aufzunehmen 
und die weitere Verarbeitung der 
Ergebnisse sicherzustellen. 

Im Rahmen des PrOjektes SozIalvertrag· 
hchkell sollen die Planungszellen lolgen­
de Aulgaben erfullen; 

Eine heuristische Funktion: 
Vor allem geht es um die Frage der Ge­
WIChtung der Kriterien. Aufgrund der Zu-
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faJlsauswahl kann eine angenäherte re­
präsentative Bewertungsgrundlage vor­
ausgesetzt werden. Durch die breite stan­
dardisierte Informationsvorgabe und 
durch die Einbeziehung des Sozialverträg­
lichkeitsprofils können auffretende Ziel­
konflikte verdeutlicht und .trade-oHs· zwi­
schen den Kriterien untersucht werden. 
Von Interesse ist beispielsweise die kon­
krete Abwägung zwischen eigenen Ener­
giekosten und umweltschutzfärdernden 
Maßnahmen. Daneben können die Voll­
ständigkeit der Kriterien und die Varia­
tionsbreite der Optionen nachgeprüft wer­
den. 

Eine demoskopische Funktion : 
Zufallsauswahl und Standardisierung der 
Information machen eine Auswertung 
über aUe Planungszelten hinweg möglich. 
Da in sechs Orten jeweils vier Zellen ge­
gründet wurden, stehen circa 500 Perso­
nen als Erhebungseinheiten zur Verfü­
gung. Diese Zahl ist groß genug, um eine 
Differenzierung nach Sozialkategorien 
vorzunehmen und spezielle Zusammen­
hänge zwischen personenbezogenen 
Variablen und Gewichtungsvergaben auf­
zudecken. Eine Kontrastierung der Ergeb­
nisse der PlanungszeUen mit Umfrage­
ergebnissen von vorher nicht informier­
ten Befragten dürfte ebenfalls interessan­
te Aufschlüsse über kognitive Prozesse 
der Informationsverarbeitung geben. 

Eine problemtösende Funktion: 
Oie von den Bürgern vorgenommene Ge­
wichtung und die von ihnen erarbeiteten 
Empfehlungen erleichtern den Entschei­
dungsträgern die Auswahl aus den ener­
giepolilischen Optionen. Das Wissen um 
Bürgerpräferenzen und von möglichen 
Reaktionen auf energie politische Maß­
nahmen verringert das Maß an Unsicher­
heit, das gerade mit der Energieproblema­
tik verbunden ist. Möglicherweise werden 
in der Bürgerzelle auch Problemlösungen 
vorgeschlagen, die eine Aufweichung der 
bestehenden Polarisierung beWirken 
könnten. Aufgrund der Verteilung von Zu­
stimmung und Ablehnung zu speZiellen 
Optionen und damit verbundenen SOZIO­
demographischen Positionen lassen sich 
auch Rückschlüsse über zu erwartende 
konfliktverschärfende oder konfliktmini­
mierende Tendenzen Ziehen. 

Eine legitimatorische Funktion: 
Durch den Ausschluß von Interessenver­
tretern, die bestenfalls angehort werden 
dürfen, durch die prinZipielle Identlfika­
IIOnsmöghchkelt von Außenstehenden mit 
Mitgliedern der Planungszelle, durch die 
wahrgenommene vorteilsloslgkelt, die mit 
einer Teilnahme an der Planungszelte ver­
bunden ist und durch die bewußte Einbe­
zIehung des .NormalburgerS" laßt sich ein 
relatiV hoher legitimatorischer VorschuB 
fUr die Ergebnisse der Planungszelle 
erwarten. Sofern die Entscheidungsträger 
die Anregungen ausden Planungszellen 
beachten und In Ihre Uberlegungen einbe­
Ziehen, konnen sie Ihre Entscheidungen 

auch besser vor Interessengruppen recht­
fertigen. 

Der letzte Punkt leitet bereits zu den mögli­
chen Nachteilen über, die mit dem Kon­
zept der Planungszelle verbunden sind. 
Die legitimatorische Funktion kann natür­
lich nur dann erfüllt sein, wenn die 
Empfehlungen auch beachtet werden. So­
wohl aus Expertenkreisen als auch aus 
der Politik dürfte ein breites Mißtrauen 
gegen diese Form der Popularisierung von 
Gutachtertum vorherrschen. Auch wenn 
die Ptanungszellen nicht die Aufgabe 
haben, energiepolitische Maßnahmen zu 
bewerten oder auszuarbeiten, sondern 
quasi als Gutachter für intuitive Präferen­
zen und zu erwartenden Reaktionen die­
nen, bleiben Konflikte zwischen den Vor­
stellungen der Entscheidungslräger und 
der Teilnehmer von Planungszeuen kei­
neswegs ausgeschlossen. Das Verfahren 
funktioniert nämlich nur dann, wenn eine 
prinzipielle Offenheit des Ausgangs ge­
währleistet ist. Dies macht den Reiz dieses 
Verfahrens für den Sozialwissenschattler 
aus, bürdet jedoch dem Entscheidungs­
träger ein gewisses Risiko auf. Dennoch 
dürften groBe Divergenzen zwischen den 
Vorstellungen von Bürgergutachtern und 
Entscheidungsträgern auch eine positive 
Warnfunktion tür die Politik ausüben, weit 
vorab ein SignaJ gegeben wird, daß bei der 
Durchsetzung der Entscheidung mit er­
heblichen Widerständen zu rechnen ist. 

Ebenfalls gegen das Verfahren der Pla­
nungszelle spricht die Manipulationsmög­
lichkeit der Teilnehmer bei der Informa­
tionseingabe. Durch den hohen Grad der 
Validierung der Sozialverträglichkeitsprofi­
le, durch die Überprüfung der Intorma­
tionsinhalte mit Hure unabhängiger Exper­
ten, durch Einbeziehung von externen Re­
ferenten und durch die Möglichkeit von 
Nachfragen in einem Kontrovers-Hearing 
konnten die reaktiven Verzerrungen auf­
grund einer einseitigen Information so welt 
wie möglich eingeschränkt werden. Ge­
gen das Verfahren wird auch häufig der 
Vorwurf erhoben, die Teilnehmer selen 
durch eine so komplexe Thematik überfor­
dert und würden im Endeffekt nur KIi­
scheevorstellungen der .Schwelgenden 
Mehrheit· In den Planungsprozeß einbrrn­
gen. Die bisherigen Erfahrungen mit den 
Planungszellen haben diese Befurchtun­
gen weitgehend zerstreut. Mit großer Ge­
wlssenhaHigkeit und ernsthaffem Bemu­
hen um Verständnis der Zusammenhange 
engagierten sich die Teilnehmer und 
brachten selbst manche Experten in Verle­
genheit. die als Referenten eingeladen 
waren. Auch das Niveau der Diskussion 
um Gewichtungen der Kriterien zeugte 
von dem ernsthaften Bestreben, den ho· 
hen Anforderungen zu genügen, denen 
Sich die Bürgergutachter ausgesetzt sa­
hen. 

Uberblickt man die mdglichen Vor- und 
Nachteile der PlanungszeUe, so schemen 
die bisherigen Versuche eine Bestatlgung 
zu hefern, diese neue Form der Burgerbe· 



teiligung im Rahmen der Analyse der So­
zialverträglichkeit von Energ,esyslemen 
einzubinden. 

Neben der Aufgabe, die Kriterien zu ge­
wichten und die eigenen Präferenzen Im 
Hinblick auf energiepolitische Maßnah­
men zu formulieren, helfen die Ergebnisse 
der Planungszelle auch, den siebten 
Schritt der Politikberatung eHektiver zu 
gestatten, nämlich Transparenz und legiti­
mation von Entscheidungen zu verbes­
sern. Auf den legltimatorischen Effekt wur­
de bereits hingeWiesen; die Transparenz 
der Entscheidung kann durch die Verof­
fentllchung des Bürgergutachtens, durch 
die Einbeziehung der Medien in den Ver­
lauf der Planungszellen und durch die 
Attraktivität dieses Verfahrens tur den 
.Normalburger· verbessert werden. 

Entscheidungsfindung und 
kritische Begleitforschung 
Verbleiben noch die Schritte 5 und B des 
Politikberatungsmodells: das Aufzeigen 
von Entscheidungsverfahren und die kriti­
sche Begleilforschung. Wegen der Hete­
rogenität der politischen Benutzer der 
Untersuchungsergebnisse (Ministerien, 
Enquete-Kommission und Parlament) 
erschien es uns nicht sinnvoll, neue oder 
modifizierte Entscheidungsverfahren zu 
entwickeln. Es geht In unserem Falle we­
der um konkrete Genehmigungsverfah­
ren, noch um eine Erhöhung der Effizienz 
ministerieller Entscheidungsfindung. Wir 
haben uns zur Aufgabe gesetzt die 
Grundlage tur sozlalvertraghche energle­
polrllsche Maßnahmen zu entwickeln, wo­
bei es den Entscheidungstragern überlas­
sen bleibt. in welcher Weise sie den 
Ergebnissen dieser Untersuchung Rech· 
nung tragen. Durch diese Abstinenz vom 
eigentlichen Entscheldungsprozeß soll 
auch der mögliche Ziel konflikt zwischen 
Wissenschaft und Politik, der zu Begu'm 
der vorliegenden Erbrterung behandelt 
wurde. entschärft werden. 

Wesentlicher fur den erfolgreichen Verlauf 
des gesamten Modells Isl die Phase der 
kritischen Begleitforschung. Wir haben 
vorgesehen, den Indikatorkatalog fortzu­
schreiben und ,n emem SolHst·Verglelch 
die Abweichungen von den von uns ge· 
schatzten oder berechneten Werten zu 
verfolgen. Außerdem wäre es Sinnvoll, Im 
Abstand von einigen Jahren weitere Laufe 
von Planungszellen durchzufuhren, um 
wertverschiebungen oder Präferenzan· 
derungen zu dlagnosllzleren. Denn unsel 
Modell impliziert ja eine Gewichtung nach 
heule gegebenen Wertoflentlerungen, 
und nicht nach antizIpierten Wertwandels­
Tendenzen In der Zukunft. die nach dem 
Stand der heutigen Wertforschung nur 
mit großer Unsicherheit vorhergesagt wer­
den konnen. Schließlich konnte die kfill­
sche Begteltforschung durch SImulatIOns­
programme erganzt werden. um Verande­
rungen von Parametern, elwa Olembargo, 
Handelsooykone u. a. m .. durchzuspielen. 

Der Forschungsplan für alle sieben Stufen 
der PolItikberatung ist summanSCh In Ta­
belle 4 wiedergegeben. Von der Auswahl 
der Beurteilungskfltenen bis hin zur kntl­
schen Begleitforschung sind die einzel­
nen Phasen identifizIert und die Jeweiligen 
Methoden mit Zeitangaben aufgefuhrt 
worden. For die Erstellung des Gesamt­
gutachtens ist ein Zeitraum von zwei Jah­
ren vorgesehen, die kritische Begleitfor­
schung ist quasi unbegrenzt. 

Die Untersuchungen zu jedem Schritt der 
PolItikberatung sind elOerselts als selb­
ständige Arbeiten anzusehen, die spe­
zielle TeilbereIChe des umfangreichen 
Themas .Sozialverträglichkeit" umfassen, 
andererseits wiederum aJs Vorleistungen 
für dIe nächste Stufe der logischen Ablauf­
kette des Beratungsmodells zu werten. 
Tabelle 5 vermlttett einen Uberblick über 
die einzelnen Phasen des Projekts und die 
Innere Verknupfung der einzelnen Teillei­
stungen. Ganz links sind die ProjektarbeI­
ten Im Rahmen von Unteraufträgen 
aufgeführt Sie dienen Im wesentlichen 
dazu, Vorleistungen für die jeweilige Pro­
Jektphase zu erbl'lngen und besonders 
komplexe Aufgaben wahrzunehmen, die 
von der Projektgruppe selbst nicht zu erar­
beIten Sind. In der Mitte sind die einzelnen 
Schfltte des Projektes dargestellt. begin­
nend mit der Erstellung des Forschungs­
planes bIS hin zur kntischen Beglertfor­
schung. Ganz rechts ftndet man die Jewei· 
ligen Teilleistungen, die an den politischen 

Auftraggeber W91tergereicht werden. Sie 
Sind in stch abgeschlossene Gutachten, 
bauen Jedoch logisch aufeinander auf. 
Das Endgutachten soll dann schließlICh 
eine Zusammenfassung aller Einzel­
aspekte umfassen und eine Gesamtüber­
sicht über die erzletten Ergebnisse vermit­
teln. Die Benchte 1 und 2 sind inzwischen 
fertiggestellI und werden in etnlgen Wo­
chen gedruckt erhaltlich sein. Zusätzlich 
zu den von der Projektgruppe erarbeiteten 
Benchten sollen dIe Sondergutachlen zu 
einzelnen Aspekten des Sozialvertragllch­
keilsprofils und das Burgergutachten als 
eigenständige Studien dem Auftraggeber 
vorgelegt werden. 

Ausblick 
Die Analyse der Sozialvertraghchkelt von 
EnergIeversorgungssystemen als ein In· 
strument der PolItikberatung ist ein f"szi· 
nierendes Thema und eine Herausforde­
rung fur Wissenschaft und Politik. Kaum 
ein anderer Politikbereich 'St so von 
LDyatriatskonOikten, Glaubwurdlgkertskrisen 
und Akzeptanzverweigerungen geschut· 
tell wie die EnergiepolItik. Kaum ein ande­
rer PolItikbereIch bedarf so sehr etner 
fachlich fundierten und glelchzelltg poli­
\lsch effektiven Wissenschaftlichen PolitIk­
beratung. Kaum ein Politikbereich Isl aber 
fur diese Art der Kooperation so SChWIerig, 
so komplex und so wlderspruchhch. Noch 
laßt sich die Frage nicht beantworten, 
inWieweit das hier vorgelegte Modell die--

Tabelle 4: Forschungsplan : Sozialverträglichkeit 

"''''''''' M~hode Z8Itrahmen 

1 Auswani von • Wettbaumanaty5e -"","'" 8eurte11ungsknteoen (EinZelbaume, Gesamtbaum.! 1982 

2, Openltiooaltsiefung • WettbaumspezlflZietung HefDst 1982/ 
von Krlterten • Erarbeltung von Indikatoren Frutt,atvI983 

• Valldiefoog durch Expettenbelragung 

3. Ofganisallon von WIssen • Lltllflllunechefche W"M 
(Auswahl anhand def KrlIenen) 1982 

• Ubefprufuog auf Konsistenz bis MItte 1983 
• Forschungsauftrage bei UiCkl!n 
• VIII/dIerung tturch Expertenbefragung 

4_ EntwIcklung von OptiOnen • Erarbeitung lokaIeI' EneI'gMt\'eI'SOfgungs- ........ -sllalegl8ll (I Trendszenano und 1982 
1-5 A1ternatlVSZenal'len) 

• Benutzung tief 4 Plade tief Enquete-

""""""'" 
5.. Gewichtung der Ktttet'1en • R8!)Iäsentatrlbefragung WInl8f 19821 

• Planungszellen bis Ende 1983 

6. Aufz8lg8t'l von • Aulbe1e4ung 8W'Ie$ SoZl8lvertJitgIIch· Frühtahf 1963/ 
EnlscheidungSYeffahren ke!lsprotiis IUr EntscheIdungstf&gef bis SOmmer 1964 

• EmpfeNungen durch Planungszelan 
• SenSilIYlla1sana1ysen 

7. Transparenz und • Erarbeitung von oenz:tI:- W .... erl98A 
LegItImalIOn oe.. AusgleIchsstralegten 
Enlscheidungsflnclung • l.eg~wnahon durch Plal"UVSZeIIen 

• \'eI'OfIentlichung def Erget)rUse 

a. KttIIscM BegIeit10rsettung • SoA-/st vergleich anhand tief Indikatoren ab Fruh.ratV 1984 
. S~atvenzu 

Patemetellinderungen 
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Tabelle 5: Die Struktur des Projektes Sozlalverträglichkeit 
von Energieversorgungssystemen 

, 11_- 111 .... 111 ...... 
I .... ... .. I • .- ~ ....... ..,. .. - (UI. 1I , 

---, . L"", J -~-
/ -, .- --1 -

I t ~ 
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I I 

I 1 
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I ---
1 : 

/ I I 
I~ 
I 

I 1 
1 ' .... -

I 1 1 I /1;: 
I 
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I L.. ________ -

1 -' 

se Schwierigkeiten und Randbedingun­
gen meistert. 

Das Modell ist von dem Gedanken getra­
gen, durch einen sozial Integrallven 
Ansatz konflIktlösend zu wlfken, ohne 
selbst Partei zu nehmen. Diesen Anspruch 
durchzuhalten. durfte problematisch sein, 
lumal die Kernforschungsanlage Jülich, 
die mit der Trägerschatt des Projekts 
beauftragt wurde, gerade von Kntlkern der 
Kemenergie nicht unbechngl als neutrale 
InstitutIOn Im Streit um Kernenergie ange­
sehen Wird. 

Etn Pro/ekt uber die SozialvertragJichkel1 
von Energlesyslemen muß sich grund­
sätzlich der Herausforderung stellen. nicht 
nUi neue Erkenntnisse iJber Folgen und 
Konsequenzen von Energretechnologlen 
bzw. Umfragedaten uber dre Akzeptanz 
energlepolrllScher Maßnahmen anzubie­
ten, sondern durch die Analyse selbst 
einen Beitrag zur Konfhktlosung zu teisten. 
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Allerdings lauft Jedes Projekt Gefahr, durch 
einen zu hohen Anspruch die Vermessen­
heit vorzugaukeln. schon die richtige Me­
thode sei ein Garant für wiederzugewin­
nende energlepohtische Handlungsfählg­
kert. Wissenschaftliche POhtikberatung 
kann weder Patentrezepte anbieten. noch 
Konflikte als solche losen. Dennoch Wild 
heute von wissenschaftlicher Polrl ikbera­
tung erwartet. über den reinen Erkenntnis­
gewInn hinaus auch Handlungsspielrau­
me der praktischen Politik aufzuzeigen 
und mögliche Verfahren zu entwerfen. die 
konfliktlrndernd wrrken konnten. ZWischen 
dem hohen Anspruch an die zu erfullen­
den Aufgaben. die zwangsweise mit die­
sem Projekt verbunden sind. und den sehr 
begrenzten Möglichkeiten der wissen­
schaftlichen leistungsfähigkeit In diesem 
Bereich einen gangbaren Pfad eines sinn­
vollen Kompromisses zu finden, durften 
Erfolg oder MIßerfolg des geplanten Pro­
Jektes bestimmen. 
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